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Zusammenfassung

Gesetzgeberische Wertungsentscheidungen zur 
Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren 
Energien - eine Zwischenbilanz zu Inhalt und Wir-
kungsweise von § 2 EEG 2023 und Art. 3 EU-Notfall-
Verordnung 
Sailer/Militz, ZNER, 02/2024, Juni 2024, 87-94. 

Um den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien zu beschleunigen, schreibt der Ge-
setzgeber seit Sommer 2022 in § 2 EEG 
2023 die besonders hohe Bedeutung 
der erneuerbaren Energien in Form ei-
nes überragenden und damit höchstra-
ngigen öffentlichen Interesses sowie de-
ren Beitrag zur öffentlichen Sicherheit 
fest. Es handelt sich dabei um eine ge-
setzgeberische Wertungsentscheidung, 
die alle Behörden und Gerichte bei der 
Ausfüllung ihrer Wertungsspielräume 
bindet. Das betrifft insbesondere Abwä-
gungs-, Ermessens- und Planungsent-
scheidungen. Die hier vorhandenen 
Spielräume fungieren als „Einfallstor“ für 
§ 2 EEG 2023. Dort, wo das Recht keine
solchen Spielräume enthält, entfaltet § 2
EEG 2023 auch keine Wirkung.

Die Behörden müssen nach § 2 EEG 
2023 die erneuerbaren Energien bei der 
Ausfüllung ihrer Wertungsspielräume 
mit einem „besonders hohen Gewicht“ 
ansetzen. Die Gewichtung der erneuer-
baren Energien ist damit „voreinge-
stellt“ und wird nicht mehr allein den 
Behörden im Vollzug und den Gerichten 
überlassen. Fachgesetzlich vorgesehene 
Abwägungen sind auch weiterhin 
durchzuführen. Der Gesetzgeber legt 
hierfür aber mit § 2 EEG 2023 die Ge-
wichtung der erneuerbaren Energien 
strikt fest (Gewichtungsvorgabe), mit ei-
ner Regelvermutung für ihr Überwiegen 
(relativer Gewichtungsvorrang). In der 
Folge dieses Regel-Ausnahme-Verhält-
nisses ist bei der Abwägung nur noch 
das Vorliegen eines atypischen 

Ausnahmefalls zu prüfen. Auch die Aus-
übung des Ermessens wird in diese 
Richtung vorgeprägt. 

Bei der Abwägung im Rahmen der ha-
bitats-, arten- und der gewässerschutz-
rechtlichen Ausnahme wird § 2 EEG 
2023 zeitweilig von Art. 3 EU-Notfall-Ver-
ordnung verdrängt. In seiner Wirkung 
ist dieser aber mit § 2 EEG 2023 weitge-
hend identisch. 

Kernergebnisse 

▶ Der Gesetzgeber schreibt in § 2 EEG
2023 für alle Rechtsbereiche verbind-
lich ein höchstrangiges öffentliches In-
teresse an den Erneuerbaren und da-
mit eine strikte Gewichtungsvorgabe
fest („besonders hohes Gewicht“).

▶ Es handelt sich nicht um einen bloßen
Programmsatz, sondern um eine Wer-
tungsdirektive, die die bestehenden
wertungsoffenen Spielräume etwa bei
Abwägungs-, Ermessens- und Pla-
nungsentscheidungen „vorprägt“.

▶ Bei Abwägungsentscheidungen gilt
eine Regelvermutung für das Überwie-
gen der Erneuerbaren gegenüber ge-
genläufigen Interessen in Form eines
relativen Gewichtungsvorrangs.

▶ Im Rahmen der Abwägung ist nur noch
zu prüfen, ob ein (atypischer) Ausnah-
mefall vorliegt, der ein außerordentlich
hohes Gewicht des gegenläufigen Inte-
resses begründet. Dies trägt zu der Be-
schleunigung der Verfahren bei.


